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Erbschaftsteuer

Dr.Marion Titgemeyer, Universit�t Osnabr�ck*

Zur Abschaffung der Erbschaft- und Schenkungsteuer
in �sterreich

W�hrend Deutschland seine Regelungen zur Erbschaft-
und Schenkungsteuer zum Jahresbeginn reformiert hat,
sind in �sterreich die Erbschaft- und Schenkungsteuer
mit Wirkung zum 1. 8. 2008 entfallen. Stattdessen gilt
dort seitdem eine Anzeigepflicht f�r Schenkungen. Nach
dieser m�ssen unter anderem Schenkungen von Kapital-
verm�gen, Bargeld oder Anteilen an Kapitalgesellschaf-
ten bei der Finanzverwaltung gemeldet werden, sofern
sie bestimmte Grenzen �berschreiten. Die Vorschriften
des neuen Schenkungsmeldegesetzes 2008 dienen dazu,
dass Verschiebungen von Verm�gen nachvollziehbar
bleiben. Sie gelten, sofern der Erwerber oder der Zuwen-
der zum Zuwendungszeitpunkt einen Wohnsitz oder ge-
w�hnlichen Aufenthalt in �sterreich hat; ein Zweit-
wohnsitz in der Alpenrepublik ist bereits ausreichend.
Durch den vorliegenden Beitrag, in dem die Neuregelun-
gen vorgestellt und eingehend diskutiert werden, soll die
in Deutschland nicht umfangreiche Literatur zu dieser
Thematik erg�nzt werden.

I. Einleitung und Gr�nde der
Rechts�nderung

Der �sterreichische Verfassungsgerichtshof hat mit Erkennt-
nis vom 7. 3. 2007 den Grundtatbestand der Erbschaftsteuer1

sowie mit Erkenntnis vom 15. 6. 2007 den Grundtatbestand
der Schenkungsteuer2 mit Wirkung zum 1. 8. 2008 aufgeho-
ben. Das Gericht hatte das Parlament in den genannten
Entscheidungen zu einer Reform der Erbschaft- und Schen-
kungsteuer aufgefordert. Seitdem war offen, ob der �ster-
reichische Gesetzgeber eine den Vorgaben des Verfassungs-
gerichtshofes entsprechende Erbschaft- und Schenkungsteu-
er implementieren oder auf eine Erhebung dieser Steuer
verzichten w�rde. Da der Gesetzgeber der Aufforderung des
Verfassungsgerichtshofes nicht nachkam, sind sowohl Erb-
schaft- als auch Schenkungsteuer Ende Juli letzten Jahres
ersatzlos ausgelaufen.3 Ausschließlich f�r Erbschaften, bei
denen der Erblasser vor dem 1. 8. 2008 verstorben ist, muss
wie bisher Erbschaftsteuer entrichtet werden. F�r Schenkun-
gen f�llt nur Schenkungsteuer an, sofern die �bergabe des
geschenkten Verm�genswertes vor dem 1. 8. 2008 erfolgt
ist.4

Anlass der Entscheidungen des �sterreichischen Verfas-
sungsgerichtshofes war die unterschiedliche steuerliche Be-
handlung von Immobilien und anderen Verm�gensarten
(z.B. Wertpapieren). Die Ermittlung der jeweiligen Ver-
kehrswerte von Immobilien und Wertpapieranlagen erfolgte
nicht einheitlich, im Ergebnis wurde stattdessen das Verer-

ben von Immobilien weit weniger besteuert. Dies bewertete
das Gericht als nicht verfassungskonform. Der Ausgangs-
punkt der Entwicklung im �sterreichischen Steuerrecht �h-
nelt damit demjenigen in Deutschland.5

Der �sterreichische Gesetzgeber sah von einer Reform ab,
da er das aus dem Jahre 1955 stammende System der Erb-
schaft- und Schenkungsteuer als veraltet beurteilte. Er ver-
trat die Ansicht, dass die Ausgestaltung der Erbschaft- und
Schenkungsteuer zu kompliziert sei. Die f�nf Steuerklassen
sowie zahlreiche Ausnahmebestimmungen und Steuerbe-
freiungen w�rden seiner Meinung nach zu einem unver-
st�ndlichen Recht f�hren. Zum Teil war die Steuerbelastung
so hoch, dass in der Vergangenheit im Erbschafts- und
Schenkungsfall eine Teilver�ußerung des Verm�gens erfor-
derlich wurde. Aus fiskalischer Sicht bezeichnete der Ge-
setzgeber die Steuer als „Bagatellsteuer“.6 Durch den Weg-
fall der Erbschaft- und Schenkungsteuer m�chte der Gesetz-
geber einem hohen Verwaltungsaufwand durch ein neues
System vermeiden, welcher sich seiner Auffassung zufolge
nicht durch die zu erwartenden geringen Einnahmen recht-
fertigen ließe.7

F�r Schenkungen seit dem 1. 8. 2008 gilt nunmehr das
Schenkungsmeldegesetz 2008.8 Praxisrelevante Ausz�ge
aus diesem neuen Gesetz stehen im Mittelpunkt dieses Bei-
trages und werden im Folgenden erl�utert sowie kritisch ge-
w�rdigt.

II. Neue Rechtslage seit dem 1. 8. 2008
1. Begriff der Schenkung nach Schenkungsmel-

degesetz 2008
Schenkungen im Sinne des Schenkungsmeldegesetzes 2008
sind Zuwendungen, welche unentgeltlich, d.h. ohne ange-
messene Gegenleistung, und freigebig erfolgen. Sie f�hren
zu einer (gewollten) Bereicherung des Erwerbers.9

* Dr. rer. pol. Marion Titgemeyer ist als wissenschaftliche Mitarbeiterin
an der Universit�t Osnabr�ck t�tig.

1 Vgl. �sterreichischer Verfassungsgerichtshof, 7. 3. 2007 – G 54/06.
2 Vgl. �sterreichischer Verfassungsgerichtshof, 15. 6. 2007 – G 23/07.
3 Vgl. Schmidt/Theiss, IStR-L�nderbericht 2008, 33; Inwinkel, RIW 2008,

855.
4 Vgl. �sterreichisches BMF, �StZ 2008, 373.
5 Vgl.Watermann/Oberhuber, Finanzen aktuell 2008, 1. Vgl. hierzu auch

Novacek, �StZ 2008, 38.
6 �sterreichisches BMF, �StZ 2008, 44.
7 Vgl. �sterreichisches BMF, �StZ 2008, 44.
8 Vgl. SchenkMG 2008, �BGBl. I/85, 1 ff.
9 Hier und im Folgenden, soweit nicht anders vermerkt: �sterreichisches

BMF, �StZ 2008, 373.

 1 / 4



 

282 StB Heft 8 N August 2009

Dieser Schenkungsbegriff, der sich aus § 3 des Erbschafts-
und Schenkungssteuergesetzes 1955 ableitet, deckt sich je-
doch nicht mit dem des b�rgerlichen Rechts (§ 938 ABGB).
Vielmehr ist die Definition der Schenkung nach Schen-
kungsmeldegesetz weiter gefasst:

So kommt eine Schenkung im Sinne des b�rgerlichen
Rechts nur durch die �bereinstimmenden Willenserkl�run-
gen von Geschenkgeber und Beschenktem zustande, eine
Sache unentgeltlich dem Beschenkten zu �bergeben. Dage-
gen spricht man von einer Schenkung im Sinne des Schen-
kungsmeldegesetzes auch dann, wenn ausschließlich von
Seiten des Geschenkgebers der Wille zu einer Bereiche-
rung des Beschenkten besteht. Also gilt als Schenkung im
Sinne des Schenkungsmeldegesetzes jede Schenkung im
Sinne des b�rgerlichen Rechts und daneben auch jede an-
dere freigebige Zuwendung unter Lebenden, sofern der Be-
schenkte durch sie auf Kosten des Zuwendenden bereichert
wird.

2. Pers�nlicher und sachlicher Anwendungs-
bereich des Schenkungsmeldegesetzes

a) (Zweit-)Wohnsitz
Die Meldepflicht greift lediglich, sofern der Erwerber zum
Zeitpunkt des Erwerbes oder der Geschenkgeber bzw. Zu-
wendende oder Beschwerte zum Zeitpunkt der Zuwendung
einen Wohnsitz oder gew�hnlichen Aufenthalt im Inland
hat. Ein Zweitwohnsitz ist bereits ausreichend. Hierbei
nimmt der Gesetzgeber keine Einschr�nkung des Begriffs
des Zweitwohnsitzes gem�ß der f�r die Frage der unbe-
schr�nkten Einkommensteuerpflicht relevanten Zweitwohn-
sitzverordnung10 vor. Somit kann eine Person auch dann der
Anzeigepflicht unterliegen, wenn sie sich an weniger als 70
Tagen in der �sterreichischen Wohnung aufh�lt. Falls die
Wohnung jedoch nicht einmal einen Monat im Jahr benutzt
wird, sind die Voraussetzungen f�r einen Wohnsitz nicht
mehr gegeben.11 Sofern eine juristische Person betroffen ist,
m�ssen Sitz oder Gesch�ftsleitung im Inland belegen sein.
Weist keiner der Beteiligten einen Inlandsbezug auf, ergibt
sich auch keine Meldepflicht, wenn nur inl�ndisches Verm�-
gen �bertragen wird. Besitzt der Geschenkgeber oder -neh-
mer allerdings einen Wohnsitz in �sterreich, muss auch die
�bertragung von ausl�ndischem Verm�gen gemeldet wer-
den.12

b) Schenkungen und Zweckzuwendungen unter
Lebenden

Der Meldeverpflichtung nach § 121a BAO unterliegen aus-
schließlich Schenkungen unter Lebenden. Damit sind
Schenkungen auf den Todesfall nicht von der Anzeige-
pflicht betroffen. Ebenfalls meldepflichtig sind Zweckzu-
wendungen unter Lebenden. Hierunter versteht man Zu-
wendungen unter einer bestimmten Auflage oder vertrag-
lich vereinbarte Leistungen zugunsten eines bestimmten
Zweckes.

Die Pflicht zur Anzeige besteht f�r folgende Verm�genswer-
te:

– Bargeld
– Kapitalforderungen, wie z.B. Sparb�cher, Anleihen und

Darlehensforderungen

– Anteile an Kapitalgesellschaften (AG, GmbH) und an
Personengesellschaften (OG, KG)

– Beteiligungen als stiller Gesellschafter
– Betriebe oder Teilbetriebe zur Erzielung von Eink�nften

aus Land- und Forstwirtschaft, selbstst�ndiger Arbeit
oder Gewerbebetrieb

– bewegliches k�rperliches Verm�gen, wie z.B. Kraftfahr-
zeuge, Motor- und Segelboote, Schmuck und Edelsteine

– immaterielle Verm�gensgegenst�nde, wie z.B. Urheber-
rechte, Konzessionen, Fruchtgenussrechte, Wohnrechte
undWarengutscheine

c) Ausnahme: Grundst�cke

Ausgenommen von der Anzeigepflicht nach Schenkungs-
meldegesetz 2008 sind Schenkungen und Erbschaften von
Grundst�cken. F�r diese F�lle greift jedoch eine Pflicht zur
Meldung nach dem Grunderwerbsteuergesetz.

3. Bestimmung des Wertes des �bertragenen
Verm�gens

Sofern der Wert eines �bertragenen Verm�gens offenkundig
ist, muss dieser Wert in der Anzeige ber�cksichtigt werden.
Dies gilt z.B. f�r Bargeld, Sparb�cher oder Aktien.

Falls der Wert jedoch nicht offenkundig erkennbar ist, ist der
gemeine Wert zu sch�tzen. Dies k�nnte beispielsweise ge-
brauchtes Sachverm�gen betreffen. Die Erstellung eines
Sch�tzgutachtens ist in diesem Zusammenhang nicht erfor-
derlich.

Bei einer unentgeltlichen �bertragung eines Betriebes, Teil-
betriebes oder Anteils an einer Personengesellschaft reicht
ebenfalls eine gesch�tzte Wertangabe aus. Eine Unterneh-
mensbewertung braucht zu Zwecken des Schenkungsmelde-
gesetzes nicht durchgef�hrt zu werden.

4. Befreiungen von der Meldepflicht
a) Erwerbe von Angeh�rigen bis zu 50000 Euro
Erwerbe zwischen Angeh�rigen sind bis zu einem gemei-
nen Wert von 50000 Euro von der Anzeigepflicht befreit.
Die Definition des Begriffs „Angeh�riger“ richtet sich
nach den Vorgaben der Bundesabgabenordnung. Somit fal-
len neben Eltern, Ehegatten und Kindern u.a. auch Großel-
tern, Urgroßeltern, Enkel, Urenkel, Onkel, Tanten, Neffen,
Nichten, Cousins, Cousinen, Stiefkinder, Stiefgroßeltern,
Stiefonkel, Stieftanten, Schwiegereltern, Schwiegerkinder,
Verschw�gerte, Lebensgef�hrten sowie deren Kinder un-
ter den Angeh�rigenbegriff. Nicht eingeschlossen sind je-
doch z.B. die Eltern eines Lebensgef�hrten oder der
Ehepartner einer Schw�gerin bzw. die Ehepartnerin eines
Schwagers.

Zu beachten ist, dass unentgeltliche Erwerbe einer Person
von demselben Angeh�rigen innerhalb eines Jahres seit dem
letzten Erwerb ausschließlich dann von der Anzeigepflicht
befreit sind, wenn die Summe der gemeinenWerte dieser ge-
samten Erwerbe 50000 Euro nicht �bersteigt.

10 Vgl. �BGBl. II 2003/528, 1 ff.
11 Vgl. UFSWien, 12. 12. 2006 – RV/3046-W/02; H�rmann, IStR-L�nder-

bericht 2008, 67.
12 Vgl.H�rmann, IStR-L�nderbericht 2008, 67.
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b) Erwerbe von anderen Personen bis zu 15000 Euro
Erwerbe zwischen anderen Personen sind bis zu einem ge-
meinen Wert von 15000 Euro von der Meldepflicht befreit.
Unentgeltliche Erwerbe von derselben Person innerhalb von
f�nf Jahren ab dem letzten Erwerb sind von der Anzeige aus-
schließlich dann ausgenommen, wenn die Summe der ge-
meinen Werte all dieser Erwerbe 15000 Euro nicht �ber-
steigt.

c) Gelegenheitsgeschenke und Hausrat
Falls die Freigrenzen �berschritten werden, m�ssen alle wei-
teren Zuwendungen innerhalb des Beobachtungszeitraums
an dieselbe Person angezeigt werden. Hiervon ausgenom-
men sind �bliche Gelegenheitsgeschenke, wie Geburtstags-
oder Weihnachtsgeschenke, soweit der gemeine Wert nicht
�ber 1000 Euro liegt. Hausrat, W�sche, Kleidungsst�cke
sind ohneWertgrenze von der Pflicht zur Meldung befreit.

d) Bestimmte seit 1955 befreite Zuwendungen
Daneben besteht eine Befreiung f�r bestimmte Zuwendun-
gen, die bereits nach dem Erbschafts- und Schenkungssteu-
ergesetz 1955 befreit waren. Hierzu z�hlen z.B.

– Zuwendungen zwischen Ehegatten zur Anschaffung und
Errichtung einer Wohnst�tte innerhalb bestimmter Gren-
zen

– Zuwendungen an nahe Angeh�rige, wie z.B. Ehegatten,
Kinder, Stiefkinder, Enkelkinder, Eltern, Stiefeltern,
Großeltern und Geschwister, von geschichtlich, kunstge-
schichtlich oder wissenschaftlich wertvollen Gegenst�n-
den, die nicht zur Ver�ußerung bestimmt sind, seit min-
destens 20 Jahren im Besitz des Zuwendenden sind und
nach beh�rdlicher Anweisung f�r Forschung und Volks-
bildung nutzbar gemacht werden. Hierunter k�nnen z.B.
Gem�lde fallen.

– Gewinne aus unentgeltlichen Ausspielungen, wie Preis-
ausschreiben, Gewinnspielen usw.

– Zuwendungen von �ffentlich-rechtlichen K�rperschaf-
ten, also Subventionen

– Zuwendungen an gemeinn�tzige, mildt�tige oder kirchli-
che Zwecke verfolgende juristische Personen, gesetzlich
anerkannte Religionsgesellschaften, politische Parteien
und entsprechende ausl�ndische Vereinigungen

– Zweckzuwendungen zu in- und ausl�ndischen gemein-
n�tzigen Zwecken

5. Form und Frist der Anzeige

Zur Anzeige verpflichtet sind Erwerber und Geschenkgeber
(Zuwendender, Beschwerter) sowie Rechtsanw�lte und No-
tare, welche beim Erwerb oder bei Errichtung der Vertrags-
urkunde �ber den Erwerb mitgewirkt haben bzw. einen Auf-
trag zur Erstattung der Anzeige haben. Hat ein Verpflichte-
ter die Meldung erstattet, entf�llt die Pflicht der anderen.

Eine Anzeige muss innerhalb von drei Monaten ab dem Er-
werb stattfinden. Falls die Meldung durch Addition mehre-
rer Erwerbe ausgel�st wird, gilt f�r die Bestimmung der Frist
der Erwerb, mit dem die Betragsgrenze erstmals �berstiegen
wird.

Die Anzeige ist auf elektronischemWeg vorzunehmen (For-
mular mit Eingabemaske im Rahmen von FinanzOnline13).
Anderes kann in Ausnahmef�llen gelten, in denen die elek-
tronische �bermittlung nicht zumutbar ist.

6. Folgen der Nichterf�llung der Anzeigepflicht
Falls eine Meldepflicht besteht, eine Anzeige aber unter-
bleibt, gilt eine Beweislastumkehr. Treten z.B. im Rahmen
einer Betriebspr�fung ungekl�rte Verm�gensverh�ltnisse
auf, ist von dem/den Abgabepflichtigen der Nachweis zu er-
bringen, dass tats�chlich eine Schenkung erfolgt ist. Sofern
die Schenkung vors�tzlich nicht angezeigt wurde, kann dies
mit einer Geldstrafe im Ausmaß von bis zu 10% des Werts
des geschenkten Verm�gens geahndet werden.

Strafbar sind die unter III. 5. aufgez�hlten zur Schenkungs-
meldung verpflichteten Personen, also der/die Zuwendende
und der/die Beg�nstigte sowie ggf. der Notar oder Rechtsan-
walt. Um der gesetzlichen Verpflichtung zur Anzeige der
Schenkung nachzukommen, reicht es, wenn eine der ge-
nannten Person die Meldung rechtzeitig erstattet hat. Diese
Personen erf�llt die Verpflichtung damit f�r alle Betroffe-
nen. Falls keine vors�tzliche Unterlassung der Meldepflicht
vorliegt, d.h. die Meldung ausschließlich grob fahrl�ssig un-
terbleibt, werden keine finanzstrafrechtlichen Sanktionen
erlassen.14

Das Schenkungsmeldegesetz sieht, abweichend vom Geset-
zesentwurf,15 eine strafbefreiende Selbstanzeige vor. Diese
kann ausschließlich innerhalb eines Jahres ab dem Ablauf
der gesetzlichen Meldefrist von drei Monaten mit strafbe-
freiender Wirkung vorgenommen werden. In der Selbstan-
zeige muss die unterlassene Anzeige nachgeholt werden.

III. Kritische W�rdigung der
Neuregelungen durch das
Schenkungsmeldegesetz 2008

1. Systemprinzipien
In der Fachliteratur sind die Bestimmungen des Schen-
kungsmeldegesetzes 2008 durchaus kritisch aufgenommen
worden. Es wird die Auffassung vertreten, dass bereits die
Anzeigepflicht an sich diskussionsw�rdig ist, weil sie den
Prinzipien der �sterreichischen Steuerrechtsordnung wider-
spricht. So hat der Gesetzgeber in �sterreich seit 1993 auf
eine Verm�gensbesteuerung verzichtet und stattdessen eine
umfassende Endbesteuerung implementiert. Durch diese
wurde eine Deklaration zu Steuerzwecken �berfl�ssig.16

Daneben dient die Meldepflicht nicht zur Sicherstellung di-
rekter Steuerpflichten. Die gewonnenen Informationen
k�nnten zwar ggf. in einem zuk�nftigen Verfahren verwen-
det werden, jedoch ist dies rechtspolitisch nicht unbedenk-
lich.17

Außerdem ist der entstehende enorme b�rokratische Auf-
wand, dem keine unmittelbaren Steuereinnahmen entge-

13 FinanzOnline stellt das elektronische Daten�bertragungsprogramm der
�sterreichischen Finanzverwaltung dar. Zu diesem haben seit 2003 ne-
ben Parteienvertretern alle B�rger sowie Unternehmen und Gemeinden
Zugang. F�r diese Gruppen bietet FinanzOnline unterschiedliche Nut-
zungsm�glichkeiten. Vgl. www.bmf.gv.at (Stand: 10. 11. 2008).

14 Vgl.Gst�ttner, �StZ 2008, 362 f.
15 Vgl. Art. 5 Gesetzesentwurf SchenkMG 2008.
16 Vgl. Kammer der Wirtschaftspr�fer zum Entwurf des SchenkMG 2008,

http://www.parlinkom.gv.at (Stand: 10. 8. 2008); Gst�ttner, �StZ 2008,
362.

17 Vgl. Bundesministerium f�r Justiz zum Entwurf des SchenkMG 2008,
http://www.parlinkom.gv.at (Stand: 10. 8. 2008); Gst�ttner, �StZ 2008,
362.
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genstehen, aus Sicht der Verh�ltnism�ßigkeit zu hinterfra-
gen.18

2. Missbrauchsverhinderung?
Weiter ist die Frage zu beleuchten, ob das Schenkungsmel-
degesetz 2008 geeignet ist, Missbrauch wirksam zu verhin-
dern. Im Folgenden soll unter dem Begriff „Missbrauch“
das Umgehen von Ertrag- und/oder Umsatzsteuerpflicht
durch Vort�uschen einer Schenkung verstanden werden.
Hierzu kann festgestellt werden, dass sich bei wirtschaft-
lich unzweifelhaften und von allen Beteiligten gewollten
Schenkungen im Sinne der oben erl�uterten Bestimmun-
gen die Missbrauchsfrage erst gar nicht stellt. Solche
Schenkungen dienen mangels Steuerpflicht nicht nur der
Steuerersparnis und k�nnen daher nicht missbr�uchlich
sein. Es besteht f�r die beteiligten Parteien kein Anreiz,
die Schenkung zu Zwecken der K�rzung der Schenkung-
steuer nicht zu melden.19

3. Verhinderung von Scheinschenkungen und
Umgehungsgesch�ften?

Anderes gilt jedoch bei Scheingesch�ften und Umgehungs-
gesch�ften. Unter ein Scheingesch�ft fallen gem�ß § 916
Abs. 1 AGBG Willenserkl�rungen, die einem anderen ge-
gen�ber mit dessen Einverst�ndnis zum Schein get�tigt wer-
den und die keine bzw. nicht aus dem Blickwinkel eines ob-
jektiven Dritten als gewollt erscheinende Rechtsfolgen aus-
l�sen sollen.20 Dadurch werden von den Vertragspartnern
Gesch�fte vorget�uscht, welche tats�chlich gar nicht beab-
sichtigt und ernstlich nicht gewollt sind und ein anderes
Rechtsgesch�ft verdecken sollen. Weil mangels Parteiwil-
lens kein Vertrag zustande kommt, entfalten solche Schein-
gesch�fte nach § 916 Abs. 1 AGBG bereits zivilrechtlich
keineWirksamkeit.

Gleiches gilt aus Sicht des Abgabenrechts: § 23 Abs. 1 BAO
besagt, dass Scheingesch�fte auch abgabenrechtlich uner-
heblich sind. Verdeckt das Scheingesch�ft ein anderes
Rechtsgesch�ft, ist auch aus steuerlicher Warte das dissimu-
lierte Gesch�ft ausschlaggebend, sofern es die Erfordernisse
eines g�ltigen Rechtsgesch�ftes erf�llt. Scheinschenkungen,
die wirtschaftlich gesehen keine Schenkungen, sondern z.B.
ein Kaufgesch�ft darstellen, sind somit nicht von der Melde-
pflicht nach § 121a BAO betroffen. Sie gelten gem�ß § 23
Abs. 1 BAO abgabenrechtlich nicht als Schenkungen und
lassen sich daher nicht unter § 121a BAO subsumieren. Sol-
che aufgrund des fehlenden Parteiwillens unwirksame
Scheinschenkungen, die keine Meldepflicht ausl�sen, wer-
den also durch das Schenkungsmeldegesetz 2008 nicht
wirksam verhindert.21

Bei einem Umgehungsgesch�ft ist das fragliche Gesch�ft –
im Unterschied zum Scheingesch�ft – mit seinen wirtschaft-
lichen Wirkungen gewollt.22 Liegt z.B. eine Einigung der
Vertragspartner vor, das Entgelt f�r die von einer Partei er-

brachten Leistung zur Umgehung der Einkommensteuer-
pflicht als Schenkung zu bezeichnen, ist dieses Gesch�ft
nicht a priori aufgrund fehlenden Parteiwillens unwirksam.
Derartige Umgehungsgesch�fte sind allerdings regelm�ßig
auf Missbrauch zu untersuchen. Das Problem des Miss-
brauchs tritt nicht nur im Steuerrecht auf, sondern auf allen
Gebieten der Rechtsordnung. So stellt sich die Frage, ob
eine gesetzliche Regelung auf den Umgehungsversuch noch
Anwendung findet und der Umgehungsversuch scheitert
oder ob die Gesetzesbestimmung nicht anzuwenden ist und
der Umgehungsversuch erfolgreich ist.23 Hinweise dazu er-
h�lt man durch eine Interpretation der zu umgehenden Ge-
setzesregelung, welche den wirtschaftlichen Sinn und
Zweck der entsprechenden gesetzlichen Bestimmung be-
r�cksichtigt.24

Umgehungsgesch�fte sind f�r die Vertragspartner nur solan-
ge von Interesse, wie es der Finanzverwaltung an Kenntnis
hier�ber mangelt. So fehlt ihr die M�glichkeit, eine Miss-
brauchs�berpr�fung des Umgehungsgesch�ftes vorzuneh-
men. Grunds�tzlich fallen Umgehungsschenkungen zwar
unter die Meldepflicht nach § 121a BAO, es ist jedoch anzu-
nehmen, dass Umgehungsschenkungen in der Praxis nicht
angezeigt werden. Im Ergebnis kann das Schenkungsmelde-
gesetz 2008 auch bei Umgehungsgesch�ften keine Miss-
brauchsverhinderung sicherstellen.25

IV. Fazit
Im vorstehenden Beitrag wurden die Anzeigepflichten im
Rahmen des Schenkungsmeldegesetzes 2008 vorgestellt.
Von diesen sind Erwerber und Zuwender gleichermaßen be-
troffen, sofern zumindest einer von ihnen seinen Wohnsitz,
gew�hnlichen Aufenthalt bzw. den Sitz oder Ort der Ge-
sch�ftsleitung in �sterreich hat. Ein Zweitwohnsitz reicht
bereits aus. Eine Schenkungsteuer wird seit dem 1. 8. 2008
allerdings nicht mehr erhoben. Die Bestimmungen dienen
stattdessen ausschließlich dem Nachvollzug von Verm�-
gensverschiebungen und nicht zur Sicherstellung von unmit-
telbaren Steuerpflichten. Die gesetzlichen Neuregelungen
sind jedoch nicht nur vor diesem Aspekt diskussionsw�rdig.
So resultiert dar�ber hinaus aus der Meldepflicht ein hoher
Verwaltungsaufwand und auch aus Sicht der Missbrauchs-
vermeidung (Schein- und Umgehungsgesch�fte) kann das
Schenkungsmeldegesetz 2008 als fragw�rdig beurteilt wer-
den.

18 Vgl. Rechtsanwaltskammertag zum Entwurf des SchenkMG 2008,
http://www.parlinkom.gv.at (Stand: 10. 8. 2008); Gst�ttner, �StZ 2008,
362.

19 Vgl.Gst�ttner, �StZ 2008, 363 f.
20 Vgl. Rummel, in: Rummel, ABGB, Stand: 2000, § 916, Rz. 1.
21 Vgl.Gst�ttner, �StZ 2008, 363 f.
22 Vgl. Krejci, in: Rummel, ABGB, Stand: 2000, § 879, Rz. 38; Rummel,

in: Rummel, ABGB, Stand: 2000, § 916, Rz. 1.
23 Vgl. Lang, Doppelbesteuerungsabkommen, 2000, Rz. 160.
24 Vgl.Gst�ttner, �StZ 2008, 363.
25 Vgl.Gst�ttner, �StZ 2008, 363 f.
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